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reisenden Eiivachsenen ist es möglich und zumutbar. sich nach den für seinen Auf-

11 

enthalt und seinen asylrechtlichen Status geltenden Vorschriften zu erkundigen. 
11 

zumal wenn ~ie Einreise im Rahmen einer Familienzusammenführung zu dem im 
Rahmen ein~s förmlichen Verwaltungsverfahrens als Flüchtling anerkannten Ehe-

mann erfolgt.1~ 
Fü eine regelmäßige Anwendung der 2-Wochen-Frist in der hier zu ent­
sc eidenden Fallgestaltung auch Göbel-Zimmermann/Eichhom/Beichel­
Be edetti AsylR Rn 295; vgl. i.Ü. auch VG Hamburg, Urteil vom 
05 02.2014, 8 A 1236/12 -, Rn. 27, juris, m.w.N. 

Entgegen de Ansicht der Klägerin kann sie sich auf schlichte Unkenntnis der Rege­
lung des§ 2 Abs.3 AsylG nicht berufen. Anders als beispielsweise § 121 BGB, der 
eine Legaldernition des Begriffes „unverzüglich" enthält, darüberhinaus als Anknüp­
fungspunkt aber ausdrücklich eine „Kenntnis" des Anfechtungsberechtigten (vom 
AnfechtungsJrund) vorsieht, stellt der eindeutige Wortlaut des § 26 Abs. 3 Satz 1 
Nr.3 AsylG rl,icht auf eine Kenntnis ab sondern auf die Tatsache der Einreise als 
maßgebliche~ Zeitpunkt, ab dem der Antrag unverzüglich zu stellen ist. 
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Die 2-Wochd~-Frist genügt in der Regel auch, dem (Familien-) Asylbewerber zu­
nächst zu er~öglichen, Kontakt zu dem Stammberechtigten in der Bundesrepublik 
Deutschland .herzustellen. So wird dem lebensnahen Bedürfnis, zunächst die Fami­
lieneinheit wl,~derherzustellen und gegebenenfalls von dort auch Unterstützung im 
Umgang mit ~en Behörden zu erlangen, Genüge getan. 

1 
1 

.r 

Wie lange das Zögern mit einer Antragstellung dauern darf, bevor es schuldhaft 
'1 

wird, hängt g
1

f;undsätzlich von einer Würdigung der besonderen Verhältnisse im kon-
kreten Fall a9. Insoweit muss die Möglichkeit, Rechtsrat einzuholen, auch tatsäch­
lich gewährl~~stet sein. 

Wird die 2-Wbchen-Frist überschritten, müssen allerdings besondere Umstände dies 
rechtfertigen: j 

sJrrwG a.a.O. 

Solche sind y-brliegend nicht ersichtlich. Vielmehr war es der Klägerin, die von ihrem 

als Flüchtli~gj ~nerk~n~ten Ehemann bei ih.rer A~kunft am Flughafen abgeholt wur­
de, grundsa~hch moghch und zumutbar, sich zeitnah Kenntnis über die sie betref­
fenden recht~i~hen Regelungen zu verschaffen, was sie indes nicht getan hat. 

1 I 
Soweit den t<indern der Klägerin durch Bescheid vom 29.12.2017 Familienflücht-
lingsschutz g~währt wurde, ist eine Ableitung von diesen nicht möglich. Vielmehr 
kann eine A~/eit~ng nur v~~ einem Asylberechtigten erfolgen, de~ diese Berechti­
gung aufgru~~ eigener politischer Verfolgung zusteht und kann ein allein familien-

1; 
1 

1 
1 

i 
1 1 

1 

1. 

1 

1 \ 














